
 

27 europ�ischen Vertragsregime53 erstellt werden –
schnell wieder aufgewogen werden.54

Aus praktischer Sicht gelungen kann das Gemeinsame
Europ�ische Kaufrecht wegen der bereits beigef�gten
Muster-Widerrufsbelehrung, dem Standard-Widerrufsfor-
mular, sowie dem Standard-Informationsblatt bezeichnet
werden. Da diese in allen EU-Sprachen zur Verf�gung
stehen, bleiben den Unternehmen weitere Kosten erspart.55

Aus wirtschaftlicher Sicht jedenfalls bietet das Gemein-
same Europ�ische Kaufrecht vor allem dem Mittelstand
einfachere Mçglichkeiten, in das EU-Ausland zu exportie-
ren, da Unternehmen sich nicht mehr vergewissern m�s-
sen, ob das Verbraucherschutzrecht des EU-Mitgliedstaa-
tes dem Verbraucher ein hçheres Schutzniveau bietet als
ihr eigenes. Da der elektronische Gesch�ftsverkehr f�r den
Export in besonderem Maße geeignet ist, ist ein weiteres
Wachstum des E-Commerce zu erwarten. Neben dem
Handel mit Waren profitieren aber auch besonders die
Anbieter von digitalen Inhalten, was dem E-Commerce
nochmals zu einem zus�tzlichen Schub verhelfen sollte.
Dass von dem Gemeinsamen Europ�ischen Kaufrecht
auch die mit den Waren oder digitalen Inhalten verbunde-
nen Dienstleistungen erfasst sind, d�rfte besonders den
Unternehmen der IT-Branche zu Gute kommen, die neben
dem Verkauf von Software auch die weitere Pflege als
Dienstleistung anbieten. Einzige Wermutstropfen f�r die
IT-Branche stellen u. a. der Ausschluss von elektronischen
Kommunikationsdiensten und Gl�cksspielen dar. Gleich-
wohl gilt wohl auch hier: „Besser ein Spatz in der Hand als
eine Taube auf dem Dach.“56

Mit seinen 186 Artikeln ist das GEK – wie bereits er-
w�hnt – in den Bereichen, die von ihm geregelt werden,
ebenso ausdifferenziert wie das deutsche BGB und ist
diesem diesbez�glich von der Regelungsdichte qualitativ
ebenb�rtig. Dass nicht alle denkbaren schuldrechtlichen
Problemstellungen, wie beispielsweise die Stellvertretung
oder die Gesch�ftsf�higkeit, geregelt werden konnten, ver-
steht sich von selbst. Dass in diesen Bereichen auf das
nationale Schuldrecht zur�ck gegriffen werden muss, ist
zweckm�ßig, da solche Fragestellungen oftmals tief im
nationalen Recht verwurzelt sind.

Ob und inwieweit dieser Restbestand an Rechtsunsicher-
heit den grenz�berschreitenden Handelsverkehr auch in
Zukunft noch hemmen wird, h�ngt wesentlich von der
Frage ab, ob sich die Mehrzahl der Unternehmen f�r die
Anwendung des GEK entscheiden kann.57 Zum Abbau der
eventuell verbleibenden „gef�hlten“ Rechtsunsicherheit
und zur st�rkeren Akzeptanz des GEK durch Unternehmen
und Verbraucher w�rden die nationalen Gesetzgeber si-
cherlich beitragen, wenn sie das GEK auch f�r Inlands-
sachverhalte und den Rechtsverkehr zwischen allen Un-
ternehmen anwendbar erkl�rten.
Aus rechtswissenschaftlicher Perspektive stellt das neue
Gemeinsame Europ�ische Kaufrecht mçglicherweise die
grçßte Herausforderung f�r Juristen seit der Schuldrechts-
reform des Jahres 2001 dar, weil das neu geschaffene
Rechtswerk eine autonome Auslegung verlangt. Kommen-
tare zum GEK m�ssen neu geschrieben werden und die
nationalstaatlich orientierten Rechtswissenschaften m�s-
sen sich verst�rkt europ�isch vernetzen. Dazu wird ganz
sicherlich die neu zu schaffende Datenbank der Europ�i-
schen Kommission zum GEK wesentlich beitragen, in die
rechtskr�ftige Urteile des EuGH und der mitgliedsstaatli-
chen Gerichte aufgenommen werden. Zu erwarten ist, dass
diese Urteile vom Sprachendienst der Europ�ischen Kom-
mission in alle Amtssprachen der EU �bersetzt werden und
somit allen Rechtsanwendern verst�ndlich sein werden.
Bis die ersten Urteile in Rechtskraft erwachsen und bei-
spielsweise aus dem Polnischen �bersetzt werden, wird
jedoch sicherlich etwas Zeit verstreichen, sodass zumin-
dest in dieser Zeit eine gewisse Unsicherheit bei der
Rechtsanwendung bestehen wird. Mittel- und langfristig
stellt das Gemeinsame Europ�ische Kaufrecht aber auch
f�r die Rechtswissenschaft eine große Chance dar, im
gemeinsamen Binnenmarkt auch ein gemeinsames Kauf-
recht anwenden zu kçnnen.

53 28 Rechtsordnungen, wenn man das schottische Recht mit ber�cksich-
tigt, siehe Clausnitzer, GmbHReport 2011, R348.

54 Graf von Westphalen, ZIP 2011, 1985, 1991.
55 Vgl. Staudenmayer, NJW 2011, 3491, 3494.
56 Leible, EuZW 2011, 809, 810.
57 Die Anwendung des GEK bef�rwortend: Graf von Westphalen, ZIP

2011, 1985.

RA Dr. Wieland Bosman, Harxheim*

Paradigmenwechsel in der Rundfunkfinanzierung:
Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag

Der neue Rundfunkbeitragsstaatsvertrag stellt die Finan-
zierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks auf eine
zukunftsf�hige, den Herausforderungen der digitalen
Technik Rechnung tragende Grundlage. Die Neuregelung
sieht einen Wechsel von einem ger�teabh�ngigen zu ei-
nem ger�teunabh�ngigen Abgabentatbestand vor und
r�umt auf diese Weise eine Reihe von Zweifelsfragen
und Ungereimtheiten der bisherigen Rundfunkgeb�hren-
finanzierung aus.

I. Einf�hrung

Am 16. 12. 2011 hat der Landtag in Schleswig-Holstein als
letztes Parlament der 16 deutschen Bundesl�nder den
15. Rundfunk�nderungsstaatsvertrag1 ratifiziert. Die be-
reits vor Unterzeichnung des Staatsvertrags und auch noch

K&R 1/2012 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 5
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in der Ratifizierungsphase lebhaft gef�hrten medienpoliti-
schen und fachwissenschaftlichen Diskussionen indizier-
ten bereits Besonderes: Zentraler Regelungsgegenstand
des 15. Rundfunk�nderungsstaatsvertrags ist ein neuer
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag, der einen grundlegenden
Wechsel der Modalit�ten der Rundfunkfinanzierung in
Deutschland einl�utet. Die bisherige Prim�rfinanzierung
des çffentlich-rechtlichen Rundfunks durch eine ger�te-
abh�ngige Rundfunkgeb�hr wird durch eine ger�teunab-
h�ngige Rundfunkabgabe ersetzt. Die çffentliche Auf-
merksamkeit wird angesichts folgender Zahlen verst�nd-
lich: Ausweislich des aktuellen Gesch�ftsberichts der Ge-
b�hreneinzugszentrale (GEZ)2 bestanden dort im Jahr
2010 41,9 Mio. Teilnehmerkonten mit 42,67 Mio. ange-
meldeten Hçrfunkger�ten, 36,53 Mio. angemeldeten Fern-
sehger�ten und 341 000 angemeldeten neuartigen Rund-
funkempfangsger�ten; das Gesamtaufkommen der Rund-
funkgeb�hr betr�gt 7,545 Mrd. Euro. Kaum jemand bleibt
also von der Neuregelung, die am 1. 1. 2013 in Kraft tritt,3

unbetroffen. In dem nachfolgenden Beitrag sollen die
Grundstrukturen der Neuregelung dargestellt und unter
finanzverfassungsrechtlichen, datenschutzrechtlichen und
europarechtlichen Aspekten reflektiert werden.

II. Die bisherige Rundfunkgeb�hrenfinanzierung

1. Verfassungsrechtliche Verankerung

Durch die Rundfunkgeb�hr finanziert werden im Wesent-
lichen die ARD-Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das
Deutschlandradio und Arte, daneben aber auch 14 Landes-
medienanstalten, die, als Anstalten des çffentlichen Rechts
organisiert, f�r Zulassung und Beaufsichtigung privater
Rundfunkveranstalter zust�ndig sind.

Diese Mittelverwendung spiegelt die Rechtsprechung des
BVerfG, wonach die Rundfunkgeb�hr das von den L�n-
dern eingef�hrte „Mittel zur Finanzierung der Gesamtver-
anstaltung“ Rundfunk4 ist. Die Rundfunkgeb�hr dient
zwar prim�r der Finanzierung des çffentlich-rechtlichen
Rundfunks, in Teilelementen ist sie aber auch system�ber-
greifend angelegt. Eine direkte Geb�hrenfinanzierung pri-
vaten Rundfunks ist allerdings gem. § 43 S. 2 RStV aus-
geschlossen.

Nach bisheriger st�ndiger Rechtsprechung des BVerfG
war und ist die Finanzierung durch Rundfunkgeb�hren
eine dem çffentlich-rechtlichen Rundfunk gem�ße Form
der Finanzierung.5 Sie dient der Gew�hrleistung seiner
Funktionsf�higkeit in einer durch den Dualismus von çf-
fentlich-rechtlichem und privatem Rundfunk gepr�gten
Rundfunkordnung. Die Geb�hrenfinanzierung soll eine
weitgehende Abkoppelung der Funktionsbedingungen
des çffentlich-rechtlichen Rundfunks vom çkonomischen
Markt bewirken und dadurch sicherstellen, dass sich die
çffentlich-rechtlichen Programme prim�r an publizisti-
schen Zielen, insbesondere denen der Vielfalt, orientieren
und nicht in Abh�ngigkeit von Einschaltquoten und Wer-
beauftr�gen geraten.6 Die Geb�hrenfinanzierung des çf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks ist damit auch wesentliche
Voraussetzung daf�r, die strukturellen Vielfaltsdefizite
des werbefinanzierten privaten Rundfunks auszugleichen
und damit die bestehende duale Rundfunkordnung zu le-
gitimieren.7

Die Festsetzung der Rundfunkgeb�hrenhçhe erfolgt nach
verfassungsrechtlich determinierten8 einfachgesetzlichen
Vorgaben des RFinStV unter wesentlicher Mitwirkung
eines staatsfernen Sachverst�ndigengremiums, der unab-

h�ngigen Kommission zur �berpr�fung und Ermittlung
des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF).9 Der
Geb�hrenvorschlag der KEF ist Grundlage f�r den Ab-
schluss eines entsprechenden (�nderungs-)Staatsvertrags
durch die Landesregierungen und dessen Ratifizierung
durch die Landesparlamente. Abweichungen vom Geb�h-
renvorschlag der KEF durch die L�nder sind grunds�tzlich
mçglich, aus Gr�nden der verfassungsrechtlich garantier-
ten Staatsfreiheit des Rundfunks allerdings lediglich in
sehr eingeschr�nktem Umfang.10

2. Geb�hrentatbestand: Bereithalten eines
Rundfunkempfangsger�ts

Der derzeitige Geb�hrentatbestand ist streng ger�tebezo-
gen ausgestaltet:

Gesetzlicher Ankn�pfungspunkt f�r die Pflicht zur Ent-
richtung der Rundfunkgeb�hr ist das Bereithalten eines
Rundfunkempfangsger�ts. Rundfunkempfangsger�te sind
nach der Legaldefinition des § 1 Abs. 1 RGebStV tech-
nische Einrichtungen, die zur drahtlosen oder drahtgebun-
denen, nicht zeitversetzten Hçr- oder Sichtbarmachung
oder Aufzeichnung von Rundfunk (Hçrfunk und Fernse-
hen) geeignet sind.

Rundfunkempfangsger�te werden gem. § 1 Abs. 2 S. 2
RGebStV bereits dann zum Empfang bereitgehalten, wenn
damit ohne besonderen zus�tzlichen technischen Aufwand
Rundfunk, unabh�ngig von Art, Umfang und Anzahl der
empfangenen Programme, unverschl�sselt oder verschl�s-
selt, empfangen werden kann. Eine tats�chliche Nutzung
zum Rundfunkempfang ist also nicht erforderlich, um die
Geb�hrenpflicht auszulçsen; allein die Mçglichkeit des
Empfangs reicht aus.11

3. Geb�hrenhçhe und Geb�hreneinzug

Die Hçhe der Rundfunkgeb�hr betr�gt seit 1. 1. 2009
17,98 Euro pro Monat. Wird lediglich ein Hçrfunkger�t
vorgehalten, f�llt nur die Grundgeb�hr i. H. v. 5,76 Euro
an. F�r den �blichen Privathaushalt f�llt wegen der regel-
m�ßig bestehenden Zweitger�tefreiheit gem. § 5 Abs. 1
RGebStV unabh�ngig von der Anzahl der bereitgehaltenen
Ger�te grunds�tzlich nur eine Geb�hr pro Monat an. Im
nicht-privaten, insbesondere gewerblichen Bereich besteht
dagegen grunds�tzlich die Pflicht zur Zahlung der Rund-
funkgeb�hr f�r jedes einzelne bereitgehaltene Ger�t. Dies
gilt jedenfalls f�r herkçmmliche Rundfunkempfangsger�-
te, d. h. klassische Radio- und Fernsehger�te mit Tunerteil.

Demgegen�ber genießen neuartige Rundfunkempfangsge-
r�te, d. h. insbesondere internetf�hige PCs ein deutliches

6 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 1/2012 K&R

2 Abrufbar unter http://www.gez.de/e160/e161/e1528/gb2010.pdf;http://
www.gez.de/e160/e161/e1457/gb2009.pdf.; zu Organisation und Auf-
gabenstellung der GEZ vgl. Ohliger, in: Hahn/Vesting, Beck’scher
Kommentar zum Rundfunkrecht, 2. Aufl. 2008, § 7 RGebStV Rn. 17 ff.

3 Einige vorgreifliche Regelungen treten bereits zum 1. 1. 2012 in Kraft, um
die rechtzeitige Datenerhebung f�r die Umstellung auf das neue Beitrags-
system zu ermçglichen.

4 BVerfGE 31, 314, 329 f.
5 BVerfGE 119, 181, 219; 90, 60, 90; 87, 181, 199.
6 BVerfGE 119, 181, 219.
7 BVerfGE 73, 118, 157 ff.; Hesse, Rundfunkrecht, 3. Aufl. 2003, S. 122.
8 BVerfGE 90, 60 ff.; vgl. hierzu auch Dçrr, in: Dçrr/Kreile/Cole, Hand-

buch Medienrecht, 2008, S. 170 ff.
9 Zur Zusammensetzung und T�tigkeit der KEF vgl. http://www.kef-online.

de.
10 Vgl. BVerfGE 119, 181, 220 ff.
11 BVerfGE 90, 60, 91; 87, 181, 201. Die Rundfunk-„geb�hr“ wird deshalb

auch als Anstaltsnutzungsgeb�hr mit Beitragscharakter qualifiziert, vgl.
Libertus, in: Hahn/Vesting (Fn. 2), § 13 Rn. 12 ff. m. w. N.
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Privileg: F�r alle pro Betriebsst�tte bereitgehaltenen Ge-
r�te ist insgesamt lediglich maximal eine Geb�hr zu ent-
richten; werden an der Betriebsst�tte auch herkçmmliche
Rundfunkempfangsger�te bereitgehalten, besteht insoweit
sogar Geb�hrenfreiheit.

Geb�hrengl�ubiger sind die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, das Zweite Deut-
sche Fernsehen, das Deutschlandradio und die Landes-
medienanstalten. Das Inkasso der Rundfunkgeb�hr ist
allerdings allein den ARD-Landesrundfunkanstalten zu-
gewiesen. Sie bedienen sich hierzu der Geb�hreneinzugs-
zentrale (GEZ), die auf der Grundlage einer von ARD,
ZDF und Deutschlandradio abgeschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung als unselbst�ndige Verwaltungsein-
richtung arbeitet.

Zur Ermittlung von Rundfunkteilnehmern, die ihre geb�h-
renpflichtigen Rundfunkempfangsger�te nicht anmelden,
setzen die ARD-Landesrundfunkanstalten Rundfunkge-
b�hrenbeauftragte ein. Diese sind berechtigt, f�r die Lan-
desrundfunkanstalten auf der Grundlage der §§ 3, 4
RGebStV Ausk�nfte zu verlangen und Teilnehmeranzei-
gen �ber das Bereithalten von Ger�ten entgegenzuneh-
men.12

4. Unzul�nglichkeiten

Ungeachtet dieser verfassungsrechtlichen Verankerung
und einfachgesetzlichen Ausgestaltung der Rundfunkge-
b�hr werden seit einigen Jahren verst�rkt Diskussionen
gef�hrt, in denen das derzeitige Finanzierungssystem des
çffentlich-rechtlichen Rundfunks kritisch betrachtet und
seine Ablçsung durch andere Finanzierungsmodelle the-
matisiert wird.13 Anlass und Hintergrund dieser Diskus-
sionen ist die Schwierigkeit, den bisherigen Ger�tebezug
des Geb�hrentatbestands angesichts der fortschreitenden
technischen Konvergenz der elektronischen Medien im
Zuge der Digitalisierung plausibel zu machen und seinen
Vollzug zu gew�hrleisten.14

a) Geb�hrenpflicht f�r multifunktionale Empfangsger�te

Insbesondere der Umstand, dass neuartige Rundfunkemp-
fangsger�te wie der internetf�hige PC multifunktional,
d. h. nicht prim�r zur Rundfunknutzung, sondern typi-
scherweise auch f�r Textverarbeitung, Tabellenkalkulati-
on, E-Mail-Kommunikation, Internet-Recherchen, elek-
tronische Steuererkl�rungen etc. genutzt werden, ließen
Zweifel am Vorliegen des Geb�hrentatbestandes – Bereit-
halten eines Rundfunkempfangsger�ts – entstehen. So
wandten nicht zuletzt eine Reihe von Verwaltungsgerich-
ten hiergegen ein, angesichts der Eigenart des Internet-PCs
als multifunktionalem Ger�t kçnne ein Bereithalten zum
Empfang im Sinne des Geb�hrentatbestands nur und erst
dann angenommen werden, wenn im Einzelfall nicht nur
die abstrakte Mçglichkeit zum Rundfunkempfang bestehe,
sondern dar�ber hinaus auch eine tats�chliche Nutzung
erfolge.15 Diese erstinstanzlichen Entscheidungen wurden
zwar von der obergerichtlichen Rechtsprechung16 und
letztlich vom BVerwG17 korrigiert, sie verdeutlichten je-
doch, dass der Geb�hrentatbestand des Bereithaltens eines
Rundfunkempfangsger�ts mit der Entwicklung konver-
genter multifunktionaler Ger�te wie Internet-PCs, aber
auch UMTS-Mobilfunkger�ten, internetf�higen PDAs
(Personal Digital Assistant), Navigationsger�ten etc. nur
noch bedingt technik- und damit zeitgem�ß ist.18

b) Geb�hrenakzeptanz und Abgabengerechtigkeit

Angesichts dieser technischen Entwicklung droht der
Rundfunkgeb�hr ihre „innere �berzeugungskraft“ verlo-
ren zu gehen.19 Bereits heute ist ungeachtet einer immer
noch steigenden Anzahl von Haushalten eine Abnahme der
Teilnehmerdichte, insbesondere in Großst�dten, zu beob-
achten.20 Geb�hrenpflichtige Empfangsger�te werden
h�ufiger nicht angemeldet. Die administrative Kontrolle
und Durchsetzung der Geb�hrenpflicht wird schwieriger,
eine Verifikation der bestehenden Ger�tesituation in einer
Wohnung begegnet unter Hinweis auf den Schutz der
Privatsph�re zudem wachsenden Vorbehalten. Beschleu-
nigt sich diese Entwicklung, erscheint nicht nur die ver-
fassungsrechtlich geforderte funktionsgerechte Finanzie-
rung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks gef�hrdet, son-
dern es droht auch ein gleichheits- und damit verfassungs-
widriges strukturelles Erhebungsdefizit.21

III. Der neue Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

1. Politische Determinanten

Auf diese rechtliche wie tats�chliche Herausforderung hat
die Medienpolitik in Gestalt der Ministerpr�sidentenkon-
ferenz bereits im Oktober 2006 reagiert und die Rundfunk-
kommission der L�nder beauftragt, alternative Lçsungen
zur Finanzierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks zu
erarbeiten. Hierbei sollten folgende politische Vorgaben
umgesetzt werden: Aufkommensneutralit�t, Beteiligung
des privaten und nicht privaten Bereichs, Abkehr von
dem Bereithalten eines Ger�ts als Ankn�pfungspunkt f�r
die Zahlungspflicht, soziale Gerechtigkeit, Staatsferne,
geringer Verwaltungsaufwand, Beachtung der rundfunk-
verfassungsrechtlichen, finanzverfassungsrechtlichen, da-
tenschutzrechtlichen und europarechtlichen Vorgaben mit
dem Ziel, die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz zu ver-
bessern.22

Auf dem Weg zur Umsetzung dieses ambitionierten Vor-
gabenpakets wurden verschiedene Modellvarianten ge-
pr�ft. Letztlich einigte man sich auf eine gesetzliche Lç-
sung in Form eines Rundfunkbeitrags. Der entsprechende
Staatsvertrag wurde von den Regierungschefs im Dezem-
ber 2010 unterzeichnet.

K&R 1/2012 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 7

12 Vgl. hierzu Gall, in: Hahn/Vesting (Fn. 2), § 4 RGebStV Rn. 97 ff.
13 Vgl. etwa Fiebig, Ger�tebezogene Rundfunkgeb�hrenpflicht und Medien-

konvergenz, 2007, S. 324 ff.; Degenhart, K&R 2009, 289, 295 ff.
14 Vgl. Eicher, in: Knothe/Potthast (Hrsg.), Das Wunder von Mainz – Rund-

funk als gestaltete Freiheit, FS-Drewitz, 2009, S. 215 f.
15 Vgl. zur divergenten erstinstanzlichen Verwaltungsrechtsprechung die

Nachweise bei Bosman, K&R 2011, 143 f.
16 OVG Rheinland-Pfalz, 12. 3. 2009 – 7 A 10 959/08, ZUM 2009, 500 ff.;

BayVGH, 19. 5. 2009 – 7 B 08.2922, K&R 2009, 516 ff.; OVG M�nster,
26. 5. 2009 – 8 A 732/09.

17 BVerwG, 27. 10. 2010 – 6 C 12.09, K&R 2011, 138 ff. m. Komm. Bos-
man, K&R 2011, 142 ff.; vgl. auch die gleichlautenden Entscheidungen
vom selben Tag mit den Az. 6 C 17.09 sowie 6 C 21.09, MMR 2011,
258 ff. m. Anm. Schneider, MMR 2011, 263 f.; kritisch Degenhart, K&R
2011, 462, 467 f.

18 Vgl. auch Eicher/Schneider, NVwZ 2009, 741 ff.
19 Kirchhof, Die Finanzierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks, 2010,

S. 15 ff.; Dittmann, Die Finanzierung des çffentlich-rechtlichen Rund-
funks durch eine Medienabgabe, 2009, S. 15.

20 17. KEF-Bericht, 2009, Tz. 460, abrufbar unter http://www.kef-online.de/
inhalte/bericht17/index.html.

21 Kirchhof (Fn. 19), S. 15 ff.; Dittmann (Fn. 19), S. 11; BVerwG, 27. 10.
2010 – 6 C 12.09, K&R 2011, 138 ff. Ein solches Erhebungsdefizit wird
vom BVerfG derzeit allerdings noch nicht gesehen, BVerfG, 17. 2. 2011 –
1 BvR 2480/08 (Nichtannahmebeschluss).

22 Vgl. Amtliche Begr�ndung zum F�nfzehnten Staatsvertrag zur �nderung
rundfunkrechtlicher Staatsvertr�ge, abrufbar unter http://www.rlp.de/mi
nisterpraesident/staatskanzlei/medien/, S. 2.
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2. Beitragstatbestand

a) Grundkonzept

Das Grundkonzept des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags be-
ruht auf einer Abkehr von der bisherigen ger�tebezogenen
Abgabenpflicht durch die Einf�hrung eines ger�teunab-
h�ngigen Beitrags, der an das Innehaben einer Wohnung,
einer Betriebsst�tte sowie ggf. eines nicht lediglich privat
genutzten Kraftfahrzeugs ankn�pft. Auf die Anzahl der an
diesen Orten bereit gehaltenen station�ren oder portablen
Empfangsger�te und ihre konkrete technische Ausgestal-
tung kommt es nicht mehr an. Die Hçhe eines Rundfunk-
beitrags betr�gt gem. § 8 Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag weiterhin 17,98 Euro.23

Nach der Neuregelung ist f�r die Bestimmung des Bei-
tragspflichtigen und der Beitragshçhe zwischen dem pri-
vaten (§§ 2 - 4 RBeitrStV) und dem nicht privaten Bereich
(§§ 5, 6 RBeitrStV) zu unterscheiden.

b) Privater Bereich

Im privaten Bereich ist k�nftig f�r jede Wohnung von deren
Inhaber ein Rundfunkbeitrag zu entrichten. Inhaber einer
Wohnung ist jede vollj�hrige Person, die die Wohnung
selbst bewohnt. Wird die Wohnung von mehreren Personen
bewohnt, haften diese f�r den Rundfunkbeitrag gesamt-
schuldnerisch. Ist eine Person Inhaber mehrerer Wohnun-
gen, ist sie f�r jede dieser Wohnungen beitragspflichtig.

Befreiungsmçglichkeiten von der Beitragspflicht bestehen
in vergleichbarer Weise wie bisher,24 allerdings besteht
k�nftig f�r blinde und sehbehinderte sowie hçrgesch�digte
und gehçrlose Menschen nur noch die Mçglichkeit einer
Beitragserm�ßigung auf ein Drittel. Vollst�ndig befreien
lassen kçnnen sich allerdings taubblinde Menschen.25

Wohnung i. S. d. RBeitrStV ist unabh�ngig von der Zahl
der R�ume jede ortsfeste, baulich abgeschlossene Raum-
einheit, die zum Wohnen oder Schlafen geeignet ist oder
genutzt wird und durch einen eigenen Eingang unmittelbar
von einem Treppenhaus, einem Vorraum oder von außen
betreten werden kann.

c) Nicht privater Bereich

Im nicht privaten Bereich, also insbesondere im gewerb-
lichen, gemeinn�tzigen und çffentlichen Bereich, ist der
Rundfunkbeitrag von dem Inhaber einer Betriebsst�tte zu
entrichten. Inhaber ist die nat�rliche oder juristische Per-
son, die die Betriebsst�tte im eigenen Namen nutzt oder in
deren Namen die Betriebsst�tte genutzt wird.

Betriebsst�tte ist jede zu einem eigenst�ndigen nicht aus-
schließlich privaten Zweck bestimmte oder genutzte orts-
feste Raumeinheit oder Fl�che innerhalb einer Raumein-
heit.

Die konkrete Beitragshçhe ist gestaffelt nach der Anzahl
der Besch�ftigten pro Betriebsst�tte. Betriebsst�tten von
null bis acht Besch�ftigten zahlen lediglich ein Drittel,
solche bis zu 19 Besch�ftigten einen vollen Beitrag. Diese
ersten beiden Stufen der Staffelung erfassen bereits mehr
als 90 % aller Betriebsst�tten in Deutschland.26 Die Staffel
steigt dann stufenweise bis zu 180 Beitr�gen f�r Betriebs-
st�tten ab 20 000 Besch�ftigten an.

Unabh�ngig von dieser Staffelregelung werden Betriebs-
st�tten bestimmter sozialer, gemeinn�tziger und çffentli-
cher Einrichtungen (z. B. Einrichtungen f�r behinderte
Menschen, eingetragene gemeinn�tzige Vereine und Stif-

tungen, Feuerwehr, Polizei, Katastrophenschutz, Schulen
und Hochschulen etc.) dadurch privilegiert, dass sie ledig-
lich hçchstens einen Beitrag zu zahlen haben.27

Keinen Beitrag haben Betriebsst�tten zu entrichten, in
denen kein Arbeitsplatz eingerichtet ist, die sich innerhalb
einer beitragspflichtigen Wohnung befinden, f�r die be-
reits ein Rundfunkbeitrag entrichtet wird28 oder die gottes-
dienstlichen Zwecken gewidmet sind.

Einer gesonderten Regelung unterfallen einer Betriebsst�t-
te zugeordnete Hotel- und G�stezimmer sowie Ferienwoh-
nungen. F�r diese ist – ab der zweiten Wohneinheit –
jeweils zus�tzlich zur Betriebsst�tte als solcher ein Drittel
Beitrag zu entrichten.

Schließlich hat der Inhaber eines Kraftfahrzeugs, das – und
sei es nur geringf�gig – zu gewerblichen Zwecken oder
einer anderen selbst�ndigen Erwerbst�tigkeit oder zu ge-
meinn�tzigen oder çffentlichen Zwecken des Inhabers
genutzt wird, ein Drittel Rundfunkbeitrag zu zahlen.29

Das Innehaben einer Betriebsst�tte ist f�r diesen Kfz-Bei-
trag nicht erforderlich. Existiert jedoch eine beitragspflich-
tige Betriebsst�tte, so ist ein Kraftfahrzeug beitragsfrei.
Beitragsfrei sind ebenfalls Kraftfahrzeuge von privilegier-
ten Einrichtungen.

d) Beitrag und Typisierung

Mit der Abkehr des neuen Rundfunkbeitragsstaatsvertrags
vom Ger�tebezug der Rundfunkgeb�hr und der Normierung
des neuen Ankn�pfungspunkts des Innehabens von Raum-
einheiten, d. h. von Wohnung, Betriebsst�tte und Kraftfahr-
zeug entstehen neue abgaben- und finanzverfassungsrecht-
liche Legitimationsanforderungen. Einmal muss es sich bei
dem Rundfunkbeitrag �berhaupt um eine Vorzugslast f�r
einen individual- oder gruppenn�tzigen Sondervorteil han-
deln. Zum anderen darf dieser Beitrag keine gleichheitswid-
rigen Typisierungsmerkmale aufweisen.

aa) Beitragsbegriff

Der bisherige Ankn�pfungspunkt des Bereithaltens eines
Rundfunkempfangsger�ts ermçglichte eine vergleichswei-

8 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 1/2012 K&R

23 Soweit Degenhart, ZUM 2011, 193, 198 f., in der Fortschreibung der
bisherigen Hçhe der Rundfunkgeb�hr einen Verstoß gegen die „Aufkom-
mensneutralit�t als Erfordernis des Verfassungsrechts“ sieht, kann dem
nicht gefolgt werden. Dem Gesetzgeber stehen bei einem grundlegenden
Systemwechsel der Rundfunkfinanzierung ex-ante-Prognosespielr�ume
zu, BVerfGE 106, 62, 151; 119, 181, 236. Eine evtl. �berkompensatori-
sche Steigerung des Beitragsaufkommens durch eine Verbreiterung der
Erhebungsbasis w�re im Rahmen der Systematik des KEF-Verfahrens
nachfolgend auszugleichen.

24 Der Staatsvertragsgesetzgeber ist damit Aufforderungen nicht gefolgt,
Aufwendungen f�r Befreiungen systemgerechter nicht durch die Gemein-
schaft der Beitragszahler, sondern durch das staatliche Steueraufkommen
tragen zu lassen, vgl. Kirchhof (Fn. 19), S. 63 ff.; v. Maydell, Zur recht-
lichen Problematik der Befreiung von den Rundfunkgeb�hren, 1987,
S. 39 ff.

25 Damit entspricht der Staatsvertragsgesetzgeber zumindest partiell einem
Vorhalt des BSG, das in der einkommensunabh�ngigen Befreiung Behin-
derter einen Verstoß gegen den geb�hrenrechtlichen Grundsatz der ver-
h�ltnism�ßigen Gleichbehandlung aller Nutzer gesehen hat, BSG 28. 6.
2000 – B 9 SB 2/00 R (Saarland), NJW 2001, 1966.

26 Vgl. Amtliche Begr�ndung (Fn. 22), S. 18.
27 Hierdurch werden z. B. Hochschulen, die nach bisherigem Recht f�r jedes

einzelne herkçmmliche Rundfunkempfangsger�t eine Geb�hr zu entrich-
ten haben, nachhaltig entlastet.

28 Diese Regelung privilegiert viele Selbst�ndige, die ihr B�ro (z. B. als
Steuerberater, Rechtsanwalt, Architekt, beratender Ingenieur etc.) in ihrer
Privatwohnung betreiben.

29 Gemeinn�tzige oder çffentliche Zwecke m�ssen nach der staatsvertrag-
lichen Konzeption solche des Inhabers des Kraftfahrzeugs sein. Beitrags-
neutral bliebe deshalb z. B. die Nutzung eines privaten Kraftfahrzeugs
durch einen ehrenamtlich f�r einen gemeinn�tzigen Sportverein t�tigen
�bungsleiter.
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se zwanglose abgabenrechtliche Zuordnung. Unabh�ngig
von der Begrifflichkeit „Rundfunkgeb�hr“ handelt es sich
nach �berwiegender Ansicht um eine Anstaltsnutzungs-
geb�hr mit Beitragscharakter.30 Eine unmittelbare Gegen-
leistung im Sinne der klassischen Geb�hr besteht nicht, da
eine tats�chliche Nutzung des zum Rundfunkempfang be-
reitgehaltenen Rundfunkempfangsger�ts gerade nicht er-
forderlich ist.31 Die an das Vorhalten eines Ger�ts gebun-
dene Nutzungsmçglichkeit l�sst sich jedoch als Sonder-
vorteil im Sinne des o. g. Beitragselements qualifizieren.32

Ausweislich der neuen staatsvertraglichen Begrifflichkeit
geht der Gesetzgeber nunmehr selbst vom Abgabentyp des
klassischen Beitrags aus. Dieser unterscheidet sich von den
beiden anderen Abgabenformen Steuer und Geb�hr da-
durch, dass er einerseits im Gegensatz zur Steuer Korrelat
einer individuell zurechenbaren (Gegen-)Leistung ist, die
andererseits aber im Gegensatz zur Geb�hr lediglich an-
geboten, nicht aber individuell in Anspruch genommen
werden muss. Der Beitrag verlangt damit f�r die Legiti-
mation einer Vorzugslast grunds�tzlich einen individual-
oder gruppenn�tzigen Sondervorteil.33

Ein solcher legitimierender Sondervorteil wird f�r den
Bereich privater Lebensgestaltung darin gesehen, dass im
Rahmen des gemeinschaftlichen Zusammenwohnens in
einer Wohnung dort �blicher- und typischerweise Rund-
funknutzung stattfindet.34 Gleiches soll f�r die soziale
Erwerbs- bzw. Empfangsgemeinschaft der Besch�ftigten
innerhalb einer Betriebsst�tte gelten.35 Auch im Fall nicht
ausschließlich privat genutzter Kraftfahrzeuge wird auf
das Prinzip der Raumeinheit, innerhalb derer typischer-
weise Rundfunk konsumiert wird, abgestellt.36

bb) Typisierung

L�sst sich damit f�r den jeweiligen Beitragstatbestand im
privaten und nicht privaten Bereich grunds�tzlich der
gruppenn�tzige Sondervorteil „Mçglichkeit des Rund-
funkkonsums in Raumeinheiten“ identifizieren, stellt sich
die Anschlussfrage, ob der Konnex zwischen dem Bewoh-
nen bzw. Innehaben einer ortsfesten bzw. mobilen Raum-
einheit und der dort gegebenen Mçglichkeit, Rundfunk-
inhalte zu konsumieren, so evident ist, dass daran eine
generelle Beitragspflicht gekn�pft werden kann. Hat sich
also der Staatsvertragsgesetzgeber mit dieser Ausgestal-
tung des Beitragstatbestands im Rahmen einer zul�ssigen
Typisierung, konkret des Gleichheitssatzes gehalten?

Anlass f�r diese Fragestellung ist einerseits die jederzeit
beobachtbare und statistisch belegbare Lebenswirklich-
keit, dass in der großen Mehrzahl aller Wohnungen, Be-
triebsst�tten und nicht privat genutzten Kraftfahrzeuge
Rundfunkempfang mçglich ist und auch tats�chlich statt-
findet.37 Andererseits kann nicht verkannt werden, dass es
F�lle gibt, in denen in diesen Raumeinheiten tats�chlich
gerade kein Rundfunkkonsum stattfindet. Sei es, weil sich
ein Wohnungsinhaber bewusst gegen jede Form von Rund-
funkrezeption entscheidet oder aber Betriebsst�tten bzw.
Kraftfahrzeuge nicht mit Empfangsger�ten ausgestattet
sind. Statistisch d�rfte gesichert sein, dass in nur einer
verschwindend geringen Zahl von Wohnungen38 und nicht
ausschließlich privat genutzten Kraftfahrzeugen39 kein
Rundfunkkonsum stattfindet. Dagegen gibt es keine Sta-
tistiken oder belastbaren Erfahrungswerte �ber Betriebs-
st�tten. Es ist jedoch davon auszugehen, dass Umfang und
Intensit�t des dortigen Rundfunkkonsums geringer ausfal-
len als in Privatwohnungen.40

F�r diese Problematik partieller Ungleichbehandlung von
Abgabenschuldnern in Massenvorg�ngen des Wirtschafts-
lebens hat das BVerfG in st�ndiger Rechtsprechung zum
Steuerrecht Auslegungsmaßst�be entwickelt. Hiernach ist
der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG auch dann noch
gewahrt, wenn Gr�nde der Praktikabilit�t es verlangen,
dass der Gesetzgeber Sachverhalte, an die er dieselben
steuerrechtlichen Folgen kn�pft, so typisiert, dass hierbei
Besonderheiten des einzelnen Falls, gegebenenfalls auch
ganzer Gruppen, vernachl�ssigt werden. Hierbei darf die
wirtschaftlich ungleiche Wirkung allerdings ein bestimm-
tes Maß nicht �berschreiten. Vielmehr m�ssen die Vorteile
der Typisierung im rechten Verh�ltnis zu der mit der
Typisierung notwendig verbundenen Ungleichheit der ab-
gabenrechtlichen Belastung stehen.41

�bertr�gt man diese Maßst�be auf den k�nftigen Rund-
funk-Beitragstatbestand, ist zun�chst festzustellen, dass in
den beschriebenen Fallkonstellationen die Rundfunkre-
zeption nicht objektiv ausgeschlossen ist,42 sondern je-
weils auf einer willentlichen Verzichtsentscheidung be-
ruht. Dieses voluntative Element ist aber gerade dem Bei-
tragsbegriff eigen, der das Angebot bzw. die potentielle
Nutzbarkeit, nicht aber die tats�chliche Inanspruchnahme
eines Vorteils ausreichen l�sst.43 Im Fall der Betriebsst�t-
ten wird der vergleichsweise geringeren tats�chlichen
Rundfunknutzung zudem dadurch Rechnung getragen,
dass mehr als 90 % aller Betriebsst�tten mit lediglich
einem Drittel (0 bis 8 Besch�ftigte) bzw. einem Rundfunk-
beitrag (9 bis 19 Besch�ftigte) belastet werden, d. h. hçchs-
tens mit der Beitragshçhe einer einzelnen Privatwohnung.
Zus�tzlich ist pro Betriebsst�tte ein dieser Betriebsst�tte
zugeordnetes Kraftfahrzeug beitragsfrei.

Diese gesetzlichen Vorkehrungen erscheinen deshalb ins-
gesamt geeignet, den von der Verfassungsrechtsprechung
f�r gesetzliche Typisierungen im Abgabenrecht gesetzten
Rahmen einzuhalten.44

K&R 1/2012 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 9

30 Libertus, in: Hahn/Vesting (Fn. 2), § 13 Rn. 12 ff. m. w. N.; kritisch Reu-
ters, Die Rundfunkgeb�hr auf dem Pr�fstand der Finanzverfassung, 2008,
S. 136 ff.

31 BVerfGE 90, 60, 91; 87, 181, 201.
32 Wagner, Abkehr von der ger�teunabh�ngigen Rundfunkgeb�hr, 2011,

S. 28 ff.
33 Ferdinand Kirchhof, Grundriss des Steuer- und Abgabenrechts, 2. Aufl.

2001, Rn. 14; Dittmann (Fn. 19), S. 27 f.; Degenhart, ZUM 2011, 193, 96
m. w. N.

34 Vgl. Amtliche Begr�ndung (Fn. 22), S. 9 f.; Kirchhof (Fn. 19), S. 59 ff.; im
Grundsatz auch Degenhart, ZUM 2011, 193, 195.

35 Kirchhof (Fn. 19), S. 61 ff.; kritisch hierzu Degenhart, ZUM 2011, 193,
196 f.

36 Vgl. Amtliche Begr�ndung (Fn. 22), S. 19.; dies verkennt Degenhart,
ZUM 2011, 193, 198, wenn er die Beitragspflicht f�r nicht ausschließlich
privat genutzte Kraftfahrzeuge als unver�ndert ger�tebezogen qualifiziert
und hierin eine verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigte Systemwidrig-
keit sieht.

37 Wagner (Fn. 32), S. 199 ff. m. w. N.
38 Wagner (Fn. 32), S. 199 geht von 1 % bis 2 % aus.
39 Degenhart, ZUM 2011, 193, 197.
40 Wagner (Fn. 32), S. 199 f.
41 BVerfGE 101, 297, 310; 110, 274, 292; 117, 1, 31; 120, 1, 30; 123, 1, 19.
42 Anders Kirchhoff (Fn. 19), S. 57 f. unter Hinweis auf die in einem Funk-

loch gelegene Almh�tte. Tats�chlich d�rfte es jedoch keinen bewohnten
Ort in Deutschland geben, der nicht durch eine der Rundfunkverbreitungs-
techniken Satellit, Kabel, Terrestrik (DVB-T), IPTV/DSL oder Internet
erreicht werden kann.

43 Deshalb erscheint die Kritik Degenharts, dem Abgabenschuldner d�rfe der
Einwand, er hçre nicht Radio oder sehe nicht fern, nicht abgeschnitten
werden, ZUM 2011, 193, 196, nicht �berzeugend.

44 Kirchhof (Fn. 19), S. 51 ff.; kritisch Degenhart, ZUM 2011, 193, 196 f.,
der insbesondere bei der Heranziehung von Betriebsst�tten zum Rund-
funkbeitrag ein unter Gleichheitsgesichtspunkten fragliches „grobmaschi-
ges Typisierungsraster“ feststellt und die �berschreitung der Grenze zur
Sonderabgabe bzw. Zwecksteuer thematisiert. Zu verfassungsrechtlichen
Fragen einer Steuerfinanzierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks vgl.
Waldhoff, AfP 2011, 1 ff.
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3. Privatsph�re und Datenschutz

Eine wesentliche medienpolitische Vorgabe f�r das neue
Rundfunkbeitragssystem war es, die gesamtgesellschaftli-
che Akzeptanz der Rundfunkfinanzierung durch wirksame
datenschutzrechtliche Vorkehrungen und eine Schonung
der Privatsph�re zu optimieren.

In der Vergangenheit waren immer wieder Vorbehalte
gegen ein zu intensives Eindringen in die Privatsph�re
der B�rger zur Feststellung, ob und ggf. welche Arten
von Rundfunkempfangsger�ten in einer Wohnung vorhan-
den sind und in welchem sozialen und finanziellen Ver-
h�ltnis die Bewohner zueinander stehen (Kinder mit eige-
nem Erwerbseinkommen, nichteheliche Lebensgemein-
schaften etc.), vorgebracht worden. Diese systembedingt
notwendigen Nachforschungen werden k�nftig entfallen
oder doch zumindest wesentlich vermindert. Durch den
Wechsel des Abgabentatbestands reicht es k�nftig aus,
Wohnungs- und Betriebsst�tteninhaber namentlich zu ken-
nen und einer beitragspflichtigen Raumeinheit zuordnen
zu kçnnen.45 Hierzu sieht der Rundfunkbeitragsstaatsver-
trag eine Reihe formalisierter Erkenntnisverfahren vor.

a) Einmaliger Meldedatenabgleich

Nach § 14 Abs. 9 RBeitrStV wird zum Zwecke der Be-
stands- und Ersterfassung von Beitragsschuldnern ein ein-
maliger stichtagsbezogener automatisierter Datenabgleich
mit den Daten der Einwohnermelde�mter vorgenommen.
Hierdurch soll der Systemwechsel zu Beginn auf eine
ad�quate Datenbasis gestellt werden. Der durch den ein-
maligen Meldedatenabgleich gewonnene Datenbestand
beschr�nkt sich im Wesentlichen auf Namen, Familien-
stand, Tag der Geburt sowie Anschriften und Einzugster-
mine. Der hierdurch anfallende große Datenbestand f�hrt
nicht – wie gelegentlich von Kritikern behauptet – unver-
meidlich zu einem „zentralen Melderegister“ und damit zu
einer Bedrohung von Persçnlichkeitsrechten, da nicht be-
nçtigte Daten unverz�glich, nicht �berpr�fte Daten sp�tes-
tens nach 12 Monaten zu lçschen sind. Die strenge Zweck-
bindung sowie die Lçschungspflichten effektuieren die
datenschutzrechtlichen Kriterien der Geeignetheit und Er-
forderlichkeit. Der Meldedatenabgleich ist zudem ein ver-
h�ltnism�ßiges Verfahren, da er im Vergleich zu einer
individuellen Vor-Ort-Erfassung f�r die Beitragsschuldner
weitgehend belastungsfrei ist.46

b) Datenbeschaffung von anderen Stellen

Neben dem einmaligen Meldedatenabgleich ermçglicht
§ 11 Abs. 4 RBeitrStV zus�tzlich die Erhebung geeigneter
personenbezogener Daten bei çffentlichen und nicht-çf-
fentlichen Stellen. Hierzu z�hlt auch k�nftig eine regel-
m�ßige Daten�bermittlung von Wohnungsumz�gen und
Sterbef�llen nach den Meldegesetzen und Meldedaten-
�bermittlungsverordnungen der L�nder. Bei anderen çf-
fentlichen Stellen vorhandene Daten kçnnen nur auf
Grundlage spezialgesetzlicher Normen, wie z. B. § 9
HGB oder § 12 GBO �bermittelt werden. Der Kreis der
zur �bermittlung befugten çffentlichen Stellen ist also
normativ beschr�nkt.

§ 11 Abs. 4 RBeitrStV enth�lt nunmehr eine eindeutige
Rechtsgrundlage f�r die konditionierte Erhebung perso-
nenbezogener Daten auch bei nicht-çffentlichen Stellen.
Diese Vorschrift legitimiert z. B. den Erwerb von Adressen
auf dem freien Markt, sofern sich die erworbenen Daten
auf Angaben beschr�nken, die der Anzeigepflicht nach § 8

RBeitrStV unterliegen. Die gesetzliche Legitimation zum
Ankauf von Adressen privater Personen ist allerdings gem.
§ 14 Abs. 10 RBeitrStV in der Einf�hrungs- und �ber-
gangsphase des neuen Rundfunkbeitragssystems bis zum
31. 12. 2014 ausgesetzt.47

Da die Datenbeschaffung bei anderen Stellen insbesondere
dem Zweck dient, im Sinne der Abgabengerechtigkeit
auch solche Beitragsschuldner zum Rundfunkbeitrag he-
ranzuziehen, die ihrer Anzeigepflicht nach § 8 RBeitrStV
nicht oder nicht vollst�ndig nachkommen, erscheinen
schutzw�rdige Interessen nicht verletzt.48

c) Anzeigepflicht des Beitragsschuldners

Nach § 8 RBeitrStV sind s�mtliche Beitragsschuldner im
privaten wie nicht privaten Bereich verpflichtet, von sich
aus die erforderlichen Daten mitzuteilen. Eine zus�tzliche
Verpflichtung trifft die Inhaber von Betriebsst�tten, die im
Hinblick auf die nach der Besch�ftigtenzahl gestaffelte
Beitragshçhe die Anzahl der im Jahresdurchschnitt des
vorangegangenen Kalenderjahres sozialversicherungs-
pflichtig Besch�ftigten mitzuteilen haben.

Die teilweise wegen Eingriffs in die Privatsph�re kritisier-
te Regelung des § 8 Abs. 5 Nr. 2 RBeitrStV, wonach bei
einer Abmeldung auch „der die Abmeldung begr�ndende
Lebenssachverhalt“ mitzuteilen ist, kann zu Missverst�nd-
nissen f�hren und bedarf daher einer einschr�nkenden
Auslegung. Hintergrund der Regelung ist die zum bisheri-
gen Recht ergangene verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung, die zur �berpr�fung von Korrektheit und Plausibi-
lit�t der gemachten Angaben forderte, dass der Abmelde-
grund anzugeben sei.49 Gemeint war jedoch eine Angabe
in typisierter Form, wie etwa Wohnungsaufgabe oder Um-
zug ins Ausland. Nicht gemeint waren persçnliche Details,
wie etwa Ehescheidung oder Beendigung einer Lebens-
partnerschaft. Hier sollte eine entsprechende Klarstellung,
etwa in den Satzungen der Landesrundfunkanstalten gem.
§ 9 Abs. 2 RBeitrStV, erfolgen.50

Nach § 9 RBeitrStV kann die zust�ndige Landesrundfunk-
anstalt von Beitragsschuldnern oder Personen bzw.
Rechtstr�gern, bei denen tats�chliche Anhaltspunkte daf�r
vorliegen, dass sie ihrer Anzeigepflicht nach § 8
RBeitrStV nicht oder nicht hinreichend nachgekommen
sind, Auskunft verlangen. Kçnnen hierbei Inhaber von
Wohnungen oder Betriebsst�tten nicht festgestellt werden,
sind auch Eigent�mer oder vergleichbar dinglich Berech-
tigte (z. B. Erbbau- und Nießbrauchsberechtigte) verpflich-
tet, Auskunft �ber den tats�chlichen Inhaber einer Woh-
nung oder Betriebsst�tte zu erteilen. Der gegen�ber dieser
Vorschrift erhobene Vorwurf, sie f�hre zu Bespitzelung
und Denunziantentum, relativiert sich bei n�herem Hinse-

10 Bosman, Von der Rundfunkgeb�hr zum Rundfunkbeitrag 1/2012 K&R

45 In diesem Kontext d�rfte auch k�nftig auf der Grundlage des § 11 Abs. 1
RBeitrStV ein begrenzter Einsatz von Beauftragten erforderlich sein. So
kann es z. B. bei Wohnanlagen mit einer Vielzahl von Namen, die unter
derselben Adresse gemeldet sind, erforderlich sein, einzelne Namen einer
bestimmten Wohnung in einem bestimmten Stockwerk zuzuordnen. Die
hierf�r notwendigen Feststellungen d�rften sich jedoch regelm�ßig ohne
Ber�hrung der Privatsph�re, etwa anhand von Namensschildern, von
außen treffen lassen.

46 Vgl. Bull, Rundfunkbeitrag und Datenschutz, 2011, S. 21 ff.; Herb, MMR
2011, 232, 234; ders., DuD 2011, 270, 274.

47 Dieses befristete Verbot korreliert zeitlich mit der Durchf�hrung des
einmaligen Meldedatenabgleichs gem. § 14 Abs. 9. Der Ankauf von
Adressen aus dem nicht privaten Bereich ist durch § 14 Abs. 10 nicht
gesperrt.

48 Herb, MMR 2011, 232, 235.
49 OVG Nordrhein-Westfalen, 29. 9. 2010 – 8 E 274/10; VG Bremen, 9. 8.

2011 – 2 K 1286/09.
50 So auch Herb, MMR 2011, 232, 233.
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hen. Denn sie kann nur F�lle betreffen, in denen sich ein
Wohnungs- oder Betriebsst�tteninhaber unter Verstoß ge-
gen Melderecht nicht angemeldet hat und zudem seiner
Anzeigepflicht gegen�ber der zust�ndigen Landesrund-
funkanstalt nicht nachgekommen ist. Hierf�r m�ssen tat-
s�chliche Anhaltspunkte vorliegen, eine pauschale Befra-
gung von Eigent�mern ohne konkreten Tatsachenhinter-
grund ist also ausgeschlossen. Eine entsprechende Rege-
lung findet sich im �brigen auch in den Meldegesetzen der
L�nder51 sowie in § 19 Abs. 5 des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung f�r ein Bundesmeldegesetz.52

Insgesamt l�sst sich damit feststellen, dass der notwendig
auf Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten an-
gewiesene Einzug des neuen Rundfunkbeitrags Daten-
schutzregelungen unterliegt, die das informationelle
Selbstbestimmungsrecht sowie die Persçnlichkeitsrechte
der Beitragsschuldner wahren. Beispielhaft konkret und
eindeutig ist das in § 11 Abs. 5 RBeitrStV statuierte
Zweckbindungsgebot. Lediglich einige wenige Einzelbe-
stimmungen bed�rfen einer einschr�nkenden Auslegung
bzw. satzungsm�ßigen Konkretisierung.

4. Europ�isches Beihilferecht

Strukturver�nderungen in der Rundfunkfinanzierung sind
nicht nur an nationalem Verfassungsrecht, sondern auch an
europarechtlichen Vorgaben, insbesondere den Beihilfe-
regelungen der Art. 107, 108 AEUV zu messen.

Nach Art. 107 Abs. 1 AEUV sind staatliche oder aus staat-
lichen Mitteln gew�hrte Beihilfen, die durch die Beg�ns-
tigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige
den Wettbewerb verf�lschen oder zu verf�lschen drohen,
mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel
zwischen Mitgliedsstaaten beeintr�chtigen. Bereits beste-
hende Beihilfen unterliegen der repressiven, Neubeihilfen
der pr�ventiven Aufsicht der Kommission.

Bereits die Frage, ob und ggf. inwieweit die bestehende
deutsche Rundfunkgeb�hrenfinanzierung nach diesen
Vorschriften tatbestandlich als Beihilfe qualifiziert werden
kann, ist nicht nur in der Literatur,53 sondern auch zwi-
schen der Kommission und der Bundesrepublik streitig.
Die Kommission geht davon aus, dass es sich bei der
bisherigen Rundfunkgeb�hrenfinanzierung um eine Bei-
hilfe handelt. Die Rundfunkgeb�hr werde auf gesetzlicher
Grundlage hoheitlich festgelegt und ggf. beigetrieben, die
Bundesl�nder h�tten eine verfassungsrechtlich verankerte
Garantenstellung f�r die Finanzierung des çffentlich-
rechtlichen Rundfunks, die Rundfunkgeb�hr sei keine Ge-
genleistung der Rundfunkteilnehmer f�r Programmleis-
tungen der Rundfunkanstalten und weise keine Vorkeh-
rungen gegen �berkompensationen auf. Demgegen�ber
wendet die Bundesrepublik u. a. ein, die Hçhe der Rund-
funkgeb�hr werde in einem staatsfernen Verfahren durch
die KEF ermittelt und die Mittel aus der Rundfunkgeb�hr
flçssen den Rundfunkanstalten nicht von staatlicher Seite,
sondern unmittelbar von den Rundfunkteilnehmern zu. Ein
von der Kommission gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land eingeleitetes Pr�fungsverfahren f�hrte zu keiner Ent-
scheidung, sondern wurde im Jahr 2007 von der Kommis-
sion eingestellt,54 nachdem die Bundesrepublik unter Auf-
rechterhaltung ihrer grunds�tzlichen Rechtsauffassung
kompromissweise verbindliche Zusagen gemacht hatte.55

Doch selbst nach Maßgabe der restriktiven Rechtsauffas-
sung der Kommission, wonach es sich bei der bisherigen
deutschen Rundfunkfinanzierung durch Rundfunkgeb�h-

ren um eine – wenn auch zul�ssige – Beihilfe handelt,
lassen sich belastbare Aussagen �ber mçgliche beihilfe-
rechtliche Konsequenzen des neuen Rundfunkbeitrags ma-
chen: Es handelt sich lediglich um eine �nderung einer
bestehenden Beihilfe und nicht um eine der pr�ventiven
Aufsicht unterliegende Neubeihilfe.

Dieses Ergebnis l�sst sich mittels eines Erst-Recht-Schlus-
ses aus der aktuellen Entscheidungspraxis der Kommis-
sion, insbesondere in einem niederl�ndischen Fall ableiten,
bei dem sogar der Systemwechsel von einer Rundfunk-
geb�hr hin zu einer unmittelbaren Rundfunkfinanzierung
aus dem Staatshaushalt noch als insoweit unsch�dliche
bisherige Beihilfe qualifiziert wurde. Zur Begr�ndung
stellt die Kommission in dieser Entscheidung maßgeblich
darauf ab, dass es sich um eine Anpassung an die digitale
Medienwelt handele, die sich auch bei einem Wechsel von
Geb�hr auf Staatsfinanzierung lediglich als eine nicht
wesentliche verfahrenstechnische �nderung darstelle.56

Dies muss aber umso mehr bei der staatsvertraglichen
Transformation der nichtsteuerlichen ger�teabh�ngigen
Rundfunkgeb�hr in einen nichtsteuerlichen wohnungs-
und betriebsst�ttenbezogenen Rundfunkbeitrag gelten,
die zudem Ziel, Vorteil, Finanzierungsquelle und Beg�ns-
tigte der vermeintlichen Beihilfe weitgehend unver�ndert
l�sst.57 Damit unterliegt das neue Rundfunkfinanzierungs-
system keiner Notifizierungspflicht und bedarf keiner neu-
en �berpr�fung durch die Kommission.

IV. Fazit

Mit der Ratifizierung des 15. Rundfunk�nderungsstaats-
vertrags haben die L�nder ihrer verfassungsrechtlichen
Verpflichtung zur Gew�hrleistung einer funktionsgerech-
ten und effektiven Finanzierung des çffentlich-rechtlichen
Rundfunks unter den Bedingungen des digitalen Zeitalters
entsprochen und zugleich erneut einen Funktionsnachweis
f�r einen kooperativen Fçderalismus geliefert.

Die staatsvertraglichen Anpassungen der deutschen Rund-
funkfinanzierung erscheinen in Struktur und Detail kon-
sistent und geeignet, die politischen Intentionen unter
Wahrung finanzverfassungsrechtlicher sowie datenschutz-
und europarechtlicher Vorgaben umzusetzen. Bei komple-
xen Gesetzgebungsvorhaben nie vollst�ndig auszuschlie-
ßende Zweifelsfragen werden wie bisher auch von der
verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung zu kl�ren sein,
die Staatsvertragsl�nder haben sich zudem in einer ge-
meinsamen Protokollnotiz eine Evaluierung vorbehal-
ten.58

Schließlich bietet die gem. § 9 Abs. 2 RBeitrStV von den
Landesrundfunkanstalten zu erlassende und durch die
Rechtsaufsicht zu genehmigende Satzung Mçglichkeiten
der Konkretisierung staatsvertraglicher Regelungen.
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51 Vgl. z. B. § 13 Abs. 5 S. 2 MG Rheinland-Pfalz.
52 BR-Drs. 524/11 vom 2. 9. 2011.
53 Vgl. im Einzelnen Libertus, in: Hahn/Vesting (Fn. 2), § 13 Rn. 37 ff.

m. w. N.; zuletzt f�r das tatbestandliche Vorliegen einer Beihilfe Ferreau,
K&R 2011, 298 ff.

54 Entscheidung der Kommission vom 24. 4. 2007, K (2007), 1761 endg., sog.
Beihilfekompromiss. In dieser Einstellungsentscheidung werden die di-
vergierenden Rechtsauffassungen jeweils vollst�ndig abgebildet.

55 Diese Zusagen, etwa zum sog. Drei-Stufen-Test, wurden im 12. Rund-
funk�nderungsstaatsvertrag, in Kraft getreten am 1. 6. 2009, gesetzlich
umgesetzt.

56 Entscheidung der Kommission vom 26. 1. 2010, C (2010) 133 endg.
57 Kirchhof (Fn. 19), S. 70 f.; Wagner (Fn. 32), S. 244 f.
58 Diese Evaluierung soll unmittelbar im Anschluss an den 19. KEF-Bericht

unter Mitwirkung einer unabh�ngigen Stelle erfolgen.
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